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Navi Pillays Bericht fußt auf 
ihrer Visite im Land im Au-
gust 2013. Bei dieser Gele-

genheit konnte sie Informationen aus 
erster Hand gewinnen. In Ergänzung 
ihres mündlichen Berichts vom Sep-
tember 2013 stellt sie jetzt im Detail 
fest, dass die in Sri Lanka bestehenden 
Mechanismen zur Aufarbeitung von 
Menschenrechtsverletzungen und 
von vermuteten Kriegsverbrechen in 
den letzten Monaten des Krieges mit 
der Guerilla LTTE (Liberation Tigers 
of Tamil Eelam) bislang fehlgeschla-
gen sind. Zwar würden immer neue 
Augenzeugenberichte an die Öffent-
lichkeit gelangen und Massengräber 
entdeckt; so in Matale im November 
2012 und Mannar im Dezember 2013. 
Von einem Bemühen der Regierung 
um Wahrheitsfindung und Gerech-
tigkeit könne jedoch keine Rede sein. 

Navi Pillay scheut sich nicht festzu-
stellen, dass dies nicht mit fehlender 
Zeit und fehlenden technischen Ka-
pazitäten, sondern grundsätzlich mit 
mangelndem politischem Willen zu 
erklären sei. In einem Kommentar 
für die Tageszeitung Tribune de Genève 

vom 6. März 2013 hatten Desmondo 
Tutu und Mary Robinson in die glei-
che Richtung argumentiert.

Im Bericht eines vom Generalse-
kretär der Vereinten Nationen einge-
setzten Expertenpanels (Report of  the 
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Secretary General’s Panel of  Experts on 
Accountability in Sri Lanka) vom 25. 
April 2011 war dieses zu dem Schluss 
gekommen, dass es genügend aussa-
gewillige Überlebende des Krieges so-
wie eine Reihe regierungsinterner Do-
kumente und Satellitenaufnahmen 
gäbe, um ein Untersuchungsverfahren 
in Gang zu setzen. Die Zeugen hätten 
ihre Aussagen aus Sicherheitsgründen 
allerdings nur gegenüber einem un-
abhängigen, bevorzugt internationa-
len Untersuchungsorgan leisten wol-
len. Amnesty International unterstrich 
diesen Aspekt in einem Bericht vom 
5. Februar 2014 (The Human Rights 
Council must help Sri Lankan victims of  
human rights violations) und wies darauf  
hin, dass die Hochkommissarin im 
Rahmen ihrer Visite 2013 viele Aus-
sagen zugesandt bekam, die der Re-
gierung Sri Lankas eine allenfalls zähe 
Aufarbeitung attestierten, was einer 
faktischen Straffreiheit mutmaßlicher 
Täter gleichkomme. Im gleichen Pa-
pier wies Amnesty International auf  die 
bis heute offiziell ungeklärten Morde 
2006 an fünf  Studenten in Trincoma-
lee und an den 17 Mitarbeitern der Ac-
tion Contre la Faim in Muttur hin, beide 
in der Nord- und Ostprovinz gelegen.

Lahmgelegte Institutionen  
und Verfahren

Zwar setzte die Regierung im Mai 2010 
eine Untersuchungskommission ein 
(Lessons Learnt and Reconciliation Commis-
sion, LLRC) und rief  im Juli 2012 einen 
Aktionsplan ins Leben (National Plan of  
Action to Implement the Recommendations of  
the LLRC). Im Rückblick bewertet die 
Hochkommissarin diese Maßnahmen 
jedoch als der Wahrheit nicht dienlich 
und empfiehlt dem Menschenrechtsrat, 
daraus jetzt die Konsequenz zu ziehen 
und in Ermangelung effektiver natio-
naler Untersuchungsverfahren eine in-
ternationale Untersuchungskommissi-
on (Commission of  Inquiry) einzusetzen. 
Momentan sei dies die einzige Gewähr 
für das Recht auf  Wahrheit, Gerechtig-
keit, Übernahme von Verantwortung 
und Entschädigung. 

In die gleiche Kerbe schlägt die Stu-
die des unabhängigen Think Tank 
Centre for Policy Alternatives (CPA; Com-
mentary on the Progress Achieved in Im-
plementing the National Plan of  Action to 
Implement the Recommendations of  the Les-
sons Learnt and Reconciliation Commissi-
on). Detailliert listet das Centre for Po-
licy Alternatives die Empfehlungen des 
LLRC auf  und stellt ihnen die ungenü-
genden oder inexistenten Regierungs-
maßnahmen gegenüber. Darüber hi-
naus arbeitet die Studie fein säuberlich 
heraus, dass alle Aktivitäten der Re-
gierung immer nur als Reflex auf  
kritische Stellungnahmen des Men-
schenrechtsrates zustande kamen und 
stellt die rhetorische Frage, wie ernst 
die Regierung ihre eigenen Untersu-
chungsmechanismen nimmt. Erst als 
der Menschenrechtsrat im März 2012 
die erste Länderresolution zu Sri Lan-
ka1 verabschiedete und die Umsetzung 
der LLRC-Empfehlungen anmahnte, 
legte die Regierung den erwähnten na-
tionalen Aktionsplan vor und ließ ihn 
im Juli 2012 vom Kabinett verabschie-
den. Im März 2013 mahnte der Men-
schenrechtsrat erneut die Umsetzung 
der LLRC-Empfehlungen an2, worauf-
hin die Regierung Sri Lankas den Akti-
onsplan um 53 weitere Empfehlungen 

aus dem LLRC-Bericht ergänzte. Um-
gekehrt lässt dies die Vermutung zu, 
dass unbeschadet der rüden Rhetorik, 
die Regierung Sri Lankas insgeheim 
durchaus Wert auf  ihre Reputation im 
Sinne der menschenrechtlichen Stan-
dards legt.

Navi Pillays Bericht stellt schwere 
Menschenrechtsverletzungen jedoch 
nicht nur in der Vergangenheit fest. 
Meinungsfreiheit, Versammlungs-
freiheit und das Recht, sich gewerk-
schaftlich zu organisieren, würden 
systematisch verletzt. Journalisten, 
Angehörige von Opfern des Bürger-
kriegs oder religiöser Minderheiten 
(vor allem Muslime, Christen, Hin-
dus) und Regierungskritiker würden 
attackiert. Die Anzahl der Angriffe 
fundamentalistischer Buddhisten auf 
andere Religionsangehörige fänden in 
aller Öffentlichkeit statt, ohne dass es 
zu strafrechtlichen Untersuchungen 
oder gar Sanktionen käme. Ebenso 
unterminiere die fortdauernde Milita-
risierung des zivilen Lebens vor allem 
im Norden und Osten des Landes 
(ehemalige Bürgerkriegsgebiete) jeg-
liche Aussicht auf Rechenschaft und 
Versöhnung. 

Rechtsstaat und  
Unabhängigkeit der Justiz

Der Bericht der Hochkommissarin 
wurde im Vorfeld der 25. Tagung des 
Menschenrechtsrates durch weitere 
Analysen ergänzt und vertieft. Die In-
ternationale Juristenkommission führt 
in einer dreiseitigen Stellungnahme 
(Attacks on Judiciary and Legal Professi-
on Undermine the Rule of  Law and Prevent 
Accountability within Sri Lanka) von An-
fang Februar 2014 aus, dass das Justiz-
system in Sri Lanka nicht in der Lage 
sei, eine Rechenschaftspflicht bei Men-
schenrechtsverletzungen gegenüber 
der Regierung durchzusetzen. Seit 
Mitte 2009 werde die Justiz in ihrer 
Unabhängigkeit und Überparteilich-
keit systematisch behindert, Eingriffe 
in laufende Verfahren würden die Re-
gel, Rechtsanwälte staatlicherseits un-
ter Druck gesetzt. Die Besetzung ins-

Nachtrag der Redaktion 
zu unserem Artikel „Die 
Tamilische Diaspora“ 
(2013)

Die Artikel von Jakob Rö-
sel „Die Tamilische Diaspo-
ra“ (Teil I erschienen in Heft 
3/2013 und Teil II in Heft 
4/2013) wurde aus dem eng-
lischen Original von Ingrid 
von Heiseler ins Deutsche 
übersetzt. Der entsprechende 
Vermerk wurde dabei leider 
versäumt. Wir bitten Frau von 
Heiseler um Entschuldigung 
für diesen Fehler.
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besondere von hohen Richterstellen 
folge politischen Interessen. Die wi-
derrechtliche Amtsenthebung der 
Obersten Richterin Shirani Bandara-
nayake im Januar 2013 und die Einset-
zung des politisch loyalen Mohan Pei-
ris als Nachfolger sei beispielgebend 
und stelle auch nur die Spitze des Eis-
bergs dar. Wer sich im Sinne der Regie-
rung an Menschenrechtsverletzungen 
beteilige, könne auf  Straffreiheit und 
die Anwendung rechtsstaatlicher Ver-
fahren zu seinen Gunsten hoffen. 

Passend dazu überträgt die 18. Ver-
fassungsergänzung (18th Amendment) 
vom September 2010 dem Staatsprä-
sidenten die Vollmacht, alle Ernen-
nungen für den Obersten Gerichts-
hof, die Revisionsinstanz und die 
Richteraufsicht ( Judicial Service Commis-
sion) vorzunehmen. Wenn das nicht 
ausreicht, missliebige Richtersprü-
che und Prozesse zu stoppen, werden 
auch schon mal Schlägertrupps in Be-
wegung gesetzt; wie gegen den Präsi-
denten des Berufungsgerichts Richter 
Sriskandarajah im Rahmen des Amts-
enthebungsverfahrens 2012-2013 
oder gegen einen Richter in Mannar, 
der ein dem Verteidigungsminister 
missliebiges Urteil fällte.

Militarisierung

Die Aussagen der Regierung zur An-
zahl der Sicherheitsorgane unter Ein-
schluss der Militärs in der Nordpro-
vinz muten widersprüchlich an. Laut 
CPA-Studie veröffentlichte die Regie-
rung im Juni 2012 eine Übersicht, wo-
nach die Anzahl der auf  der Jaffna-
Halbinsel stationierten Streitkräfte von 
27.000 im Dezember 2009 auf  15.600 
im Juni 2012 abgenommen habe. Für 
den Zeitraum September 2013 bis Ja-
nuar 2014 erklärte der Staatspräsident, 
dass die Anzahl auf  acht- bis zwölftau-
send reduziert worden sei. Vor kurzem 
jedoch bezifferte der Staatssekretär im 
Präsidialamt, Lalith Weeratunga, die 
Anzahl der Sicherheitskräfte im Ok-
tober 2013 auf  rund 80.000. Ange-
sichts der Anzahl der Bataillone in der 
Nordprovinz kommt diese Aussage 

der Realität vermutlich am nächsten; 
wenngleich dies eher eine konservati-
ve Annahme darstellt. 

Dies wird von Berichten über land 
grabbing gestützt, wonach Tamilen 
und Muslimen die Rückkehr auf ihre 
Länder mit dem Hinweis verweigert 
wird, die Flächen würden für die An-
siedlung der Angehörigen des Sicher-
heitsapparates benötigt. Das srilan-
kische Institut Verité Research berichtet 
von Fällen in Nord-Valikamam (Jaff-
na), in denen Land für den Bau von 
Militärhauptquartieren konfisziert 
wurde. Bei dieser Einseitigkeit der 
Konfliktbearbeitung gehört keine 
prophetische Gabe dazu, vorherzusa-
gen, dass sich die Feindseligkeiten po-
tenzieren. Möglicherweise geschieht 
dies nicht ohne Absicht.

Resümee

Menschenrechtsaktivisten in Sri 
Lanka setzen auf internationale In-

strumente, um besseren Schutz der 
Menschenrechte, Wiederherstellung 
des Rechtstaates und Beendigung der 
Straffreiheit zu erreichen. Navi Pillay 
stellt in ihrem Bericht recht genaue 
Forderungen, unter anderem:

 ● eine Gesetzgebung, die den Auf-
ruf zu Hass unter Strafe stellt, 
Zeugen schützt, Zugang zu In-
formationen gewährt, erzwun-
genes Verschwindenlassen unter 
Strafe stellt;

 ● die Rücknahme der Anti-Terro-
rismus-Gesetzgebung (Prevention 

Oben: Klagende tamilische Mütter, die ihre 
Söhne und Ehefrauen, die ihre Männer 
suchen: Sie zeigen die Photos der Ver-
schwundenen und fordern von der Polizei 
Informationen über deren Verbleib.
 
Rechts: Diese Mutter, Parameswary 
Sathanantharasa, sucht ihre drei Söhne: 
Aruseelan, Sivakumar und Nishanthan 
wurden entführt, verschwanden spurlos 
oder kamen vom Verhör nicht zurück.

Bilder: Dushiyanthini Kanagasabapathipillai 
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of Terrorism Act) und Aufhebung 
der Regelungen zu willkürlicher 
Verhaftung;

 ● strafrechtliche Verfolgung aller, 
die Minderheiten, Medien, Jour-
nalisten und Menschenrechtsver-
teidiger angreifen;

 ● forensische Untersuchungen mit 
internationaler Hilfe im Kontext 
von Verbrechen gegen das huma-
nitäre Völkerrecht;

 ● ein Mechanismus zur Wahrheits-
findung und nationalen Versöh-
nung im Einklang mit internati-
onalen Standards;

 ● ein umfassender Untersuchungs-
auftrag für die Kommission zum 
Thema Verschwindenlassen (UN 
Commission on Disappearances);

 ● die Veröffentlichung aller Ab-
schlussberichte verschiedener 
Untersuchungskommissionen in 
der Vergangenheit;

 ● Entmilitarisierung mit eindeu-
tigem Zeitplan für die Demobi-
lisierung und Beendigung aller 
Maßnahmen, die normalerweise 
Zivilbehörden vorbehalten sind;

 ● Beteiligung der Zivilgesellschaft 
und Minderheiten an der Umset-
zung der LLRC-Empfehlungen;

 ● Technische Unterstützung durch 
das Hochkommissariat für Men-
schenrechte;

 ● Einladungen an Mandatsträger 
der Sonderverfahren der Verein-

ten Nationen (Special Procedures), 
insbesondere an die Arbeitsgrup-
pe zu erzwungenem Verschwin-
denlassen (Enforced or Involuntary 

Disappearances) und den Beauftrag-
ten für Minderheitenrechte.

Folgerichtig fordert sie auch, dass 
vor einer effektiven Aufarbeitung der 
Verbrechen keine Amnestie gewährt 
werden kann, vor allem nicht für Be-
schuldigte von Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen das humanitäre 
Völkerrecht. Die Regierung Sri Lan-
kas liebäugelt mit einer Wahrheits- 
und Versöhnungskommission wie in 
Südafrika. Auch hier eine Potemkin-
sche Fassade, um Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen das huma-
nitäre Völkerrecht aus dem Blick zu 
nehmen.

Gedenktafel für die Verschundenen in 
Raddoluwa Junction, Seeduwa 

Bild: Vikalpa/Groundviews/CPA  
bei flickr.com (CC BY-NC 2.0)
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